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Die wissenschaftliche Evidenz für den Zusammenhang von Klima-
folgen und Migration hat in den letzten Jahren stark zugenommen, 
doch entwicklungs- und außenpolitische Maßnahmen fallen hinter 
dem Erkenntnisstand zurück.

 – Die deutsche Klimaaußenpolitik sollte verstärkt schwere Klima-
folgen in den Blick nehmen und vorausschauend handeln. 
Daraus erwächst ein Handlungsdruck, sichere und reguläre  
Migrationswege zu schaffen und Anpassung vor Ort zu 
ermöglichen.

 – Arbeitsmigration sollte als pragmatischer Schritt hin zu regulä-
ren, sicheren und geordneten Migrationswegen besonders vom 
Klimawandel betroffenen Menschen ermöglicht werden.

 – Klimabedingte Vertreibung wirft neue völkerrechtliche Fragen 
auf. Deutschlands Selbstverständnis als Champion für Human 
Security und Verfechterin eines effektiven Multilateralismus 
hat Interesse, diese Schutzlücken zu schließen. Feministische 
Perspektiven schärfen dabei den Blick für die Bedürfnisse mar-
ginalisierter Gruppen.
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KLIMAAUSSENPOLITIK-STRATEGIE 
DEUTSCHLANDS: ANTWORTEN 
AUF MIGRATION UNVERZICHTBAR 

Migration, Flucht und Umsiedlungen in Fol-
ge des Klimawandels sind keine fernen Zu-
kunftsszenarien, sondern materialisieren sich 
mittlerweile entlang immer gravierenderer Extrem-
ereignisse und schleichender Degradation. Ange-
sichts der fortschreitenden globalen Erwärmung 
und der Gefahr des Überschreitens von Kipppunk-
ten im Erdsystem sollten vorausschauende Klimaau-
ßenpolitik und Entwicklungspolitik vermehrt auch 
schwerwiegende Klimafolgen in den Blick nehmen.  
 
Denn die  Bedeutung von Klimaschutz, Anpassung, 
sowie der Prävention und der Umgang mit klimabe-
dingten Krisen wird in den kommenden Jahren noch 
zunehmen – alle Szenarien des „Intergovernmen-
tal Panel on Climate Change“ (IPCC) gehen mit ihren 
besten Schätzungen für die Temperaturentwicklung 
in der nahen Zukunft bis 2040 von einer weiteren 
Erwärmung auf mindestens 1,5 °C über dem vorin-
dustriellen Niveau aus. Die damit einhergehenden 
Verschiebungen von Klimazonen haben unweigerlich 
Auswirkungen auf die Bevölkerungsverteilung. Höhe-
re Erwärmungsgrade könnten die Grenzen der An-
passung weit überschreiten. 

Daraus ergibt sich ein akuter Handlungsbedarf 
für die deutsche Klima-, Innen- und Außenpolitik. 
Deutschland hat ein strategisches Interesse, Klima-
migration stärker in den Fokus zu rücken und Alli-
anzen für die Unterstützung von Binnenvertriebenen 
zu schließen, sodass humanitäre Notlagen nicht in 
sicherheitspolitische Krisen eskalieren.

Die im ersten Halbjahr 2023 geplante Veröffentli-
chung der Klimaaußenpolitik-Strategie (KAPS) der 
Bundesregierung bietet eine Chance, umfassen-
de Lösungsansätze für die wesentlichen klimapoliti-
schen Handlungsfelder zu entwickeln. Die Tragweite 
des Themas Klimamigration reicht weit über tradi-
tionelle Ressortgrenzen hinaus und die KAPS bietet 
die Möglichkeit, ressortgemeinsame Ansätze zu defi-

1   Siehe hierzu auch Roman Hoffmann et al., Strengthening the science-policy interface in the climate migration field, International Migration, Special 
Issue 2023, pp. 1 et seqq.: https://onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1111/imig.13125 (abgerufen am 17.03.2023).

2   UNFCCC, Funding arrangements for responding to loss and damage associated with the adverse effects of climate change, including a focus on 
addressing loss and damage, UNFCCC, November 2022: „5 (b) die Lücken in der derzeitigen Finanzierungslandschaft, einschließlich der Arten von 
Finanzierungslücken, z. B. in Bezug auf Schnelligkeit, Förderfähigkeit, Angemessenheit und Zugang zu Finanzmitteln, wobei zu beachten ist, dass diese 
je nach Herausforderung variieren können, wie z. B. bei klimabedingten Notfällen, Anstieg des Meeresspiegels, Vertreibung, Umsiedlung, Migration, 
unzureichende Klimainformationen und -daten oder bei der Notwendigkeit eines klimaresistenten Wiederaufbaus und Wiederaufbaus;“  
https://newsroom.unfccc.int/sites/default/files/resource/cp2022_L18_cma2022_L20_revised_adv_0.pdf (abgerufen am 31.03.2023).

3   Vgl. International Organization for Migration (IOM), Institutional Strategy on Migration, Environment and Climate Change 2021–2030. For a 
comprehensive, evidence and rights-based approach to migration in the context of environmental degradation, climate change and disasters, for 
the benefit of migrants and societies, Genf, Oktober 2021: https://environmentalmigration.iom.int/resources/institutional-strategy-migration-
environment-and-climate-change-2021-2030-english-french-spanish-arabic (abgerufen am 03.03.2023).

nieren. Dabei muss das Thema ganzheitlich über den 
gesamten Migrationszyklus hinweg betrachtet wer-
den, von der Prävention von Zwangsmigration durch 
landwirtschaftliche Anpassung bis hin zur Ermögli-
chung von Migration zum Schutz des Lebens.1 2023 
werden weitere richtungsweisende Dokumente be-
schlossen, die ebenfalls von Bedeutung sind. So die 
im März veröffentlichten Leitlinien für eine feminis-
tische Entwicklungs- und Außenpolitik, die den Blick 
weiten für ein umfassendes, intersektionales Ver-
ständnis von menschlicher Sicherheit, sowie die Na-
tionale Sicherheitsstrategie, die sich derzeit in der 
Abstimmung befindet. 

Internationale Klimadiplomatie rückt Klimamigrati-
on ebenfalls verstärkt in den Fokus, wie etwa durch 
den bei den Klimaschutzverhandlungen in Sharm El 
Sheikh im Jahr 2022 beschlossenen Fonds zur Fi-
nanzierung klimabedingter Schäden und Verluste. 
Die Ausgestaltung des Fonds wird derzeit von ei-
nem Übergangskommittee diskutiert, an dem auch 
Deutschland teilhat. Die Schaffung des Fonds be-
nennt als Lücke im Finanzierungssystem auch 
Vertreibung, Umsiedlungen und Migration.2 Die 
wachsende Bedeutung von Klimamigration spiegelte 
sich auf der COP 27 im ersten Pavillon zu mensch-
licher Mobilität („Climate Mobility Pavilion“) wi-
der. Auch internationalen Organisationen, wie dem 
UN-Flüchtlingskommissariat UNHCR oder der In-
ternationalen Organisation für Migration (IOM) 
beschäftigen sich verstärkt mit dem Thema genau-
so wie Staaten etwa die USA, die 2021 den „White 
House Report on the Impact of Climate Change on 
Migration“ veröffentlichten.3 

KLIMAKRISE UND 
VERTREIBUNG WERDEN ZUR 
JAHRHUNDERTAUFGABE

Klimabedingte Mobilität ist schon jetzt Realität. Ins-
besondere bei höheren Erwärmungsgraden – die 
angesichts schleppender Maßnahmen zur Emissi-
onsminderung immer wahrscheinlicher werden – 

https://environmentalmigration.iom.int/resources/institutional-strategy-migration-environment-and-climate-change-2021-2030-english-french-spanish-arabic
https://environmentalmigration.iom.int/resources/institutional-strategy-migration-environment-and-climate-change-2021-2030-english-french-spanish-arabic
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würden unweigerlich größere Gebiete unbewohnbar, 
die heute teils dicht besiedelt sind.4

Unterschiedliche Terminologie und Definitionen von 
Klimamigration führen allerdings zu unterschiedlichen 
Messungen und Vorhersagen zukünftiger Migrations-
muster. Dies schränkt ihre Vergleichbarkeit ein, er-
möglicht aber gleichzeitig, verschiedene Dynamiken 
zu betrachten. Die Belastbarkeit vieler Prognosen wird 
limitiert durch die begrenzte Datenverfügbarkeit in 

4   Camilo Mora et al., Global risk of deadly heat, Nature Climate Change, Volume 7, 2017, S. 501-506: https://doi.org/10.1038/nclimate3322  
(abgerufen am 31.03.2023).

der Migrationsforschung sowie in der Klimafolgenfor-
schung in besonders exponierten Regionen mit gro-
ßen vulnerablen Bevölkerungen. Ebenfalls stehen viele 
Forscher:innen vor der Frage, wann Menschen, die mit 
großen Krisen konfrontiert sind, migrieren und wann 
sie bleiben. Diese vielschichtige Abwägung hat nicht 
nur ökonomische Dimensionen, sondern bezieht sich 
auch auf kulturelle, familiäre Faktoren und andere As-
pekte, von Ortsbindung, wie etwa ortsspezifische öko-
nomische Aktivitäten.

1 – Bevölkerungsverteilung in der Klimakrise:  
Mögliche Folgen verschiedener Erwärmungsgrade

1   22,3 Millionen wetterbedingte Binnenvertreibungen in 2021. Die gegenwärtige Erwärmung liegt bei etwa 
1,2°C. Nicht alle wetterbedingten Vertreibungen sind auf die Folgen der bisherigen Erwärmung zurückzuführen, 
allerdings haben schon jetzt Extremereignisse in Intensität und Frequenz durch den Klimawandel zugenommen.  
Quelle: https://www.internal-displacement.org/global-report/grid2022/ (abgerufen am 31.03.2023)

2   Projektion von 170 Millionen möglichen klimabedingten Binnenvertreibungen in einem pessimistischen Szenario 
bis 2050 (Durchschnittswert in einem Business-As-Usual Hochemissionsszenario (RCP 8.5) unter Annahme einer von 
Ungleichheiten geprägten Entwicklung (SSP4)). 

Projektion von 78 Millionen klimabedingten Binnenvertreibungen in einem Klimaschutzszenario (Durchschnittswert 
in einem Paris-Consensus Niedrigemissionsszenario (RCP 2.6) unter Annahme einer von Ungleichheiten geprägten 
Entwicklung (SSP4)). Quelle: Alex de Sherbinin et al., Groundswell Part 2, World Bank, Washington, DC, September 
2021: https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/36248 (abgerufen am 03.03.2023).

3   Projektion von 1-3 Milliarden Menschen, die außerhalb der menschlichen Klimaniche leben könnten, wenn ein 
Business As Usual (RCP8.5) Hochemissionsszenario und eine von regionaler Rivalität geprägte Entwicklung (SSP3) 
sich vollzieht, entsprechend einer Erwärmung von über 4°C bis Ende des Jahrhunderts. Quelle:  Chi Xu et al., Future 
of the human climate niche, PNAS, Volume 117, Issue 21, May 2020: https://www.pnas.org/doi/10.1073/pnas.1910114117 
(abgerufen am 31.03.2023).

[4] Temperaturwerte beruhen auf Beobachtungen (Jahr 2021) und den besten Schätzungen der Emissionsszenarien 
SSP1-2.6 und SSP5-8.5 (Jahr 2050) und SSP5-8.5 (Jahr: 2100). Quelle: IPCC, Climate Change 2023: Synthesis Report, 
Geneva, Switzerland, 2023: https://report.ipcc.ch/ar6syr/pdf/IPCC_AR6_SYR_LongerReport.pdf (abgerufen am 
04.04.2023).
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Allein im Jahr 2021 gab es 22,3 Millionen neue Bin-
nenvertreibungen aufgrund von wetterbedingten 
Naturkatastrophen.5 Zwar sind diese nicht umfäng-
lich der bisherigen anthropogenen Erwärmung zuzu-
ordnen, doch zeigt die Klimawissenschaft auf, dass 
diese Art von Extremereignissen in Häufigkeit und 
Intensität zunehmen wird. Auch die Bevölkerung in 
betroffenen Gebieten wächst.

Die Weltbank projiziert unter Annahme eines pes-
simistischen Szenarios im Groundswell-Bericht ei-
ne zusätzliche Binnenmigration von 170 Millionen 
Menschen in sechs Weltregionen durch langsame 
Klimaveränderungen schon bis Mitte des Jahrhun-
derts (siehe Grafik 1).6 In diesem Szenario würden 
sich hohe Emissionen fortsetzen und eine ungleiche 
Entwicklung stattfinden. Bei einem ambitionierten 
Klimaschutzszenario könnte sich diese Zahl mehr als 
halbieren auf etwa 78 Millionen Vertriebene bis 2050.  
Noch gravierender sind die Annahmen bei einem 
Hochemissionsszenario bis Ende des Jahrhunderts. 
Demnach könnten bis zum Jahr 2100 ein bis drei 
Milliarden Menschen außerhalb der menschlichen  

5   The Internal Displacement Monitoring Centre, Global Report on Internal Displacement 2022, IDMC, Geneva, Switzerland, May 2022:  
https://www.internal-displacement.org/global-report/grid2022/ (abgerufen am 31.03.2023).

6   Vgl. Alex de Sherbinin et al., Groundswell Part 2, World Bank, Washington, DC, September 2021:  
https://openknowledge.worldbank.org/handle/10986/36248 (abgerufen am 03.03.2023).

7   Chi Xu et al., Future of the human climate niche, PNAS, Volume 117, Issue 21, May 2020:  
https://www.pnas.org/doi/10.1073/pnas.1910114117 (abgerufen am 31.03.2023).

8  Ibid.

Klimaniche leben, also dem Temperaturkorridor von 
11-15 °C jährlicher Mitteltemperatur, der die mensch-
liche Entwicklung begünstigte.7 Während derzeit nur 
0,8 Prozent der Landfläche der Erde eine jährliche 
Mitteltemperatur von über 29 °C hat, könnte zukünf-
tig ein Drittel der Menschheit unter diesen Extremen 
leben, die derzeit etwa in Teilen der Sahara präsent 
sind.8 Es ist schwer vorstellbar, dass diese extremen 
klimatischen Konditionen selbst bei fortschreiten-
der Entwicklung die Versorgung solch großer Bevöl-
kerungszahlen zulassen würden, zumal viele Länder 
betroffen wären, die heute von großer Armut ge-
prägt sind. Große Migrationsbewegungen ohne Prä-
zedenzfall und humanitäre Notlagen wären die Folge.

Auch wenn bei ambitioniertem Klimaschutz nach ak-
tueller Erkenntnislage die meiste klimabedingte Mi-
gration innerhalb von Ländern stattfinden wird, ist 
es wahrscheinlich, dass auch der Drang nach grenz-
überschreitender Migration zunehmen wird. Be-
einflusst wird dies  auch durch sich wiederholende 
Extremereignissen, die in den betroffenen Ländern 
die Resilienz in Zufluchtsorten erodiert lassen. Ins-

Klimamigration im IPCC und COP Prozess:  
Die Entwicklung des wissenschaftlichen Konsens 
und der institutionellen Verankerung
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besondere in Ländern wie den Kleininselstaaten, 
deren gesamtes Staatsgebiet von Klimafolgen be-
droht ist, könnte Migration der letzte Ausweg sein, 
um Menschen zu schützen. Gleichwohl wollen viele 
Menschen ihre Heimat nicht verlassen. Eine Umfra-
ge auf dem afrikanischen Kontinent weist darauf hin, 
dass die Mehrzahl der bereits vom Klimawandel be-
troffenen Bevölkerung nicht migrieren will.9 Klima-
folgen können auch die Möglichkeit von Migration 
einschränken, weil die finanziellen Voraussetzungen 
für Mobilität durch Wohlstandsverluste verschwin-
den. Insofern ist nur schwerlich abzusehen, wann 
Klimaextreme in Abwanderung und wann in eine lo-
kale humanitäre Krise führen.

REZEPTION VON KLIMAMIGRATION 
IM IPCC UND COP-PROZESS

Wissenschaftliche Erkenntnisse zur klimabeding-
ten Migration wurden bereits in den 1990er Jahren 
im IPCC aufgegriffen und als potenziell schwerwie-
gendster Effekt des Klimawandels erkannt. Die Inte-

9   Vgl. Africa Climate Mobility Initiative, Deep Roots: Connected to Land, Culture, Community:  
https://africa.climatemobility.org/stories/deep-roots (abgerufen am 03.03.2023).

10   Vgl. UNFCCC, Report of the Conference of the Parties on its sixteenth session, held in Cancun from 29 November to 10 December 2010, Conference of 
the Parties, UNFCCC, März 2011, S. 4.: https://unfccc.int/sites/default/files/resource/docs/2010/cop16/eng/07a01.pdf (abgerufen am 5.01.2023).

11   Vgl. UNFCCC, Task Force on Displacement, UNFCCC: https://unfccc.int/process/bodies/constituted-bodies/WIMExCom/TFD#Establishment-of-the-
Task-Force-on-Displacement- (abgerufen am 06.01.2023).

gration des Themas im COP-Prozess erfolgte jedoch 
nur langsam (siehe Grafik 2). Erst 2010 wurde es durch 
das Cancún Adaptation Framework (COP16) formell in 
die UN-Klimarahmenkonvention integriert. 

Die wissenschaftliche Fortentwicklung im IPCC, der 
zunehmend Migration nicht nur als Folge der Kli-
makrise, sondern auch als eine Form der Anpassung 
identifizierte, legte die konzeptionelle Grundlage, die 
zwischen Migration, Vertreibung und geplanter Um-
siedlung unterscheidet auf der COP16. Dies spiegel-
te das wachsende Bewusstsein für die Komplexität 
der Klimamigration wider, wie sie im 4. IPCC-Sach-
standsbericht reflektiert wurde.10 Bei der COP19 im 
Jahr 2013 wurde der Warschauer Mechanismus für 
Schäden und Verluste eingerichtet, der auch ei-
nen Arbeitsbereich „menschliche Mobilität“ umfass-
te. Im Rahmen dieses Mechanismus wurde 2015 auf 
der COP21 eine Task Force on Displacement gegrün-
det. Vertreibungsdynamiken wurden somit als kli-
mabedingte Schäden und Verluste begriffen.11 In der 
Cover Decision  der COP27, dem „Sharm El Sheikh 
Implementation Plan“, wurde erstmals menschliche 
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Mobilität jenseits der Präambel, in der neu einge-
führten Sektion zu Schäden und Verlusten benannt.12 
13 Die Auswirkungen dieser Verbindung könnten sich 
bei den weiteren Verhandlungen um den Fonds für 
Schäden und Verluste niederschlagen, in dem etwa 
zukünftig mehr Mittel für Klimavertriebene bereit-
gestellt werden.14

FLUCHT IM KONTEXT DES 
KLIMAWANDELS FÄLLT DURCH DAS 
RASTER DES VÖLKERRECHTS

Die zentralen völkerrechtlichen Verträge zum in-
ternationalen Schutz von Geflüchteten – die Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK) von 1951 und deren Zu-
satzprotokoll (ZP) von 1967 – stammen noch aus ei-
ner Zeit vor der wissenschaftlichen Erforschung 
des Klimawandels. In diesen beiden völkerrechtli-
chen Verträgen werden bis heute die Rechte und der 
Schutz von Geflüchteten geregelt – geknüpft an den 
in Art. 1 Abs. 2 GFK definierten „Flüchtlingsbegriff“. 
Das völkerrechtliche Verständnis von Geflüchteten 
ist daher wesentlich geprägt von den Verfolgungen 
und Fluchtdynamiken des Zweiten Weltkriegs und 
der faschistischen Diktaturen in Europa.15 

Ein „Flüchtling“ ist demnach eine Person, die sich 
erstens außerhalb des Staates befindet, in dem sie 
ihren regelmäßigen Aufenthaltsort hat und zwei-
tens aufgrund von begründeter Furcht vor Verfol-
gung nicht willens oder in der Lage ist, in diesen 
Staat zurückzukehren. Die GFK erkennt als Verfol-
gungsgründe lediglich „Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Grup-
pe oder (…) politische Überzeugung“ an. Bei klima-
bedingter Migration ist die zweite Voraussetzung 
häufig nicht unmittelbar erfüllt,16 sodass Klimage-
flüchtete in aller Regel nicht als Geflüchtete im Sin-
ne des Völkerrechts gelten und ihnen ein adäquater 
Schutz und legale Fluchtmöglichkeiten meist ver-
wehrt bleiben.

12   Sharm El Sheikh Implementation Plan Punkt 22: https://unfccc.int/documents/624441 (abgerufen am 04.04.2023).

13   UNFCCC, „COP27 Reaches Breakthrough Agreement on New ‚Loss and Damage‘ Fund for Vulnerable Countries,“ UNFCCC, November 20, 2022:  
https://unfccc.int/news/cop27-reaches-breakthrough-agreement-on-new-loss-and-damage-fund-for-vulnerable-countries (abgerufen am 04.01.2023).

14   Vgl. UNFCCC, COP27 Reaches Breakthrough Agreement on New ‚Loss and Damage‘ Fond for Vulnerable Countries, UNFCCC, November 2022:  
https://unfccc.int/news/cop27-reaches-breakthrough-agreement-on-new-loss-and-damage-fund-for-vulnerable-countries (abgerufen am 04.01.2023).

15   Vgl. Jolanda van der Vliet, Frank Biermann, Global Governance of Climate Migrants: A Critical Evaluation of the Global Compacts, In Simon Behrmann, 
Avidan Kent (Hrsg.) Climate Refugees: Global, Local and Critical Approaches, Cambridge University Press, 2022, S. 60-82:  
https://doi.org/10.1017/9781108902991.004 (abgerufen am 03.03.2023).

16   So auch Matthew Scott, Climate change, disasters, and the Refugee Convention. Cambridge asylum and migration studies, Cambridge University Press, 
Cambridge, Januar 2020: https://doi.org/10.1017/9781108784580 (abgerufen am 03.03.2023).

17   Vgl. United Nations Human Rights Office of the High Commissioner (OHCHR), Historic UN Human Rights case opens door to climate change asylum 
claims, Pressemitteilung, 21.01.2020: https://www.ohchr.org/en/press-releases/2020/01/historic-un-human-rights-case-opens-door-climate-
change-asylum-claims (abgerufen am 03.03.2023).

18   Eine weitere große Errungenschaft des GCM sind die in Ziel 2 formulierten Ansätze zur Minimierung von Treibern und strukturellen Faktoren, die 
Menschen dazu zwingen, ihr Herkunftsland zu verlassen. Gerade klimabedingte Migration wird an dieser Stelle explizit benannt und Lösungswege 

Das völkerrechtliche „Non-Refoulement-Prin-
zip“, also das Nichtzurückweisungsprinzip, verbie-
tet die Zurückweisung von Geflüchteten in Staaten 
oder Regionen, in denen sie aufgrund von Verfol-
gung der Gefahr schwerer Menschenrechtsverlet-
zungen ausgesetzt sind. Bisher haben nationale und 
internationale Gerichte dieses Prinzip nicht auf Kli-
mageflüchtete angewandt. Dies könnte sich jedoch 
womöglich bald ändern: Das UN Human Rights Com-
mittee stellte in seinem ersten Urteil zu einem Fall 
einer aus Kiribati vor Klimafolgen nach Neuseeland 
geflüchteten Person fest, dass eine Zurückweisung 
künftig rechtswidrig wäre, wenn Klimafolgen das 
Recht auf Leben des Klimageflüchteten im Heimat-
land gefährdeten.17

DER INTERNATIONALE SCHUTZ 
VON KLIMAVERTRIEBENEN – EIN 
SOFT LAW-FLICKENTEPPICH

2016 erkannte die UN-Generalversammlung in der 
New Yorker Erklärung erstmals explizit den Zusam-
menhang zwischen Klimafolgen und Migration an. In 
einem zweijährigen Prozess wurden daraufhin zwei 
Rahmenwerke zum gesteigerten Schutz von Geflüch-
teten erarbeitet: Der „Global Compact on Refugees“ 
(GCR) und der „Global Compact for Safe, Orderly and 
Regular Migration“ (GCM). 

Der GCM bietet insbesondere Ansätze zur rechtli-
chen Verbesserung der Situation von Klimageflüch-
teten. Seine 23 nicht-bindende Rahmenbedingungen 
sollen eine sichere und geordnete Migration ermög-
lichen. In Ziel 5(h) plädieren die Staaten für eine Ver-
besserung der Verfügbarkeit und Flexibilität der 
Wege für eine reguläre Migration, wobei ausdrück-
lich auch klimabezogene Migration mit einbezogen 
wird.18 Da die Rahmenwerke rechtlich nicht bindend 
sind dienen sie vielmehr als Wegweiser, wie Staaten 
eine sichere und gerechte Migration regeln sollten. 
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Auch in die Definition von Binnenvertriebenen der 
UN Guiding Principles on Internal Displacement fal-
len Menschen, die aufgrund von Naturkatastrophen 
oder Klimafolgen geflüchtet sind. Dieses 1998 ver-
öffentlichte Dokument ist jedoch lediglich nicht-
verbindliches Soft Law, welches bisher nur von den 
Mitgliedstaaten der Afrikanischen Union (AU) in der 
Kampala-Konvention verbindlich umgesetzt wurde.19 
Juristisch wäre es ohne Weiteres möglich, auf dieser 
Grundlage legale und sichere Fluchtwege zu schaf-
fen, jedoch fehlte bisher der politische Wille. Die EU 

aufgezeigt; siehe Ziel 2 lit. h) - l) GCM.

19   Vgl. Art. I lit k) in African Union Convention for the Protection and Assistance of Internally Displaced Persons in Africa (“Kampala Convention”), African 
Union, Oktober 2009: https://au.int/sites/default/files/treaties/36846-treaty-kampala_convention.pdf (abgerufen am 03.03.2023).

20   Vgl. Rat der Europäischen Union, Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden 
Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der 
Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten, Richtlinie 2001/55/EG, Rat der Europäischen 
Union, August 2001: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32001L0055&from=DE (abgerufen am 03.03.2023).

21   Vgl. Rat der Europäischen Union, Ukraine: Rat beschließt einstimmig vorübergehenden Schutz für Kriegsflüchtlinge, Pressemitteilung, 04.03.2022: 
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/04/ukraine-council-introduces-temporary-protection-for-persons-fleeing-the-
war/ (abgerufen am 03.03.2023).

bewies zuletzt für Geflüchtete aus der Ukraine, dass 
eine temporäre Schutzregelung schnell möglich ist. 
Am 4. März 2022 wurde erstmals der in der soge-
nannten EU-Massenzustromsrichtlinie (EU-TPD)20 
seit 2001 vorgesehene Schutzmechanismus mithil-
fe der notwendigen einstimmigen Entscheidung des 
Europäischen Rates aktiviert.21 Betroffene konnten 
auf dieser Grundlage sofort und kollektiv – also ohne 
langwierige Einzelverfahren – aus der Ukraine tem-
porären Schutz in den EU-Mitgliedstaaten suchen. 
Dasselbe Vorgehen stand zuletzt für Betroffene der 

DEFINITIONEN 

Klimamigration: Die Bewegung von Personen 
oder Personengruppe innerhalb eines Staates 
oder über internationale Grenzen hinweg, die 
überwiegend aus Gründen einer plötzlichen 
oder fortschreitenden Veränderung der Umwelt 
durch den Klimawandel gezwungen sind, ihren 
Aufenthaltsort vorübergehend oder dauerhaft zu 
verlassen, oder sich freiwillig dazu entschließen. 
[…]

Katrastrophenvertreibung: Die Bewegung von 
Personen, die gezwungen oder verpflichtet wur-
den, ihre Heimat oder ihren Wohnsitz infolge einer 
Naturkatastrophe zu verlassen, oder um einer 
unmittelbaren Bedrohung durch eine Naturkatas-
trophe zu entkommen.

Geplante Umsiedlung: Umsiedlungen im Kontext 
von Katastrophen oder Umweltzerstörung, auch 
aufgrund der Auswirkungen des Klimawandels, 
bei denen ein geplanter Prozess stattfindet, an 
dem Personen oder Personengruppen beteiligt 
sind, die ihre Wohnung oder ihren vorübergehen-
den Aufenthaltsort verlassen oder dabei unter-
stützt werden, an einem neuen Ort angesiedelt 
zu werden und die Voraussetzungen für einen 
Wiederaufbau erhalten.

Unfreiwillige Immobilität (“Trapped Populations”): 
Bevölkerungsgruppen, die nicht migrieren, aber 
sich in bedrohten Regionen aufhalten und dem 
Risiko ausgesetzt sind, von dort nicht mehr weg-
kommen zu können, mit wachsender Vulnerabili-
tät gegenüber Umweltschocks und Armut.

Menschliche Mobilität: Ein generischer Begriff, der 
alle unterschiedlichen Formen der Bewegungen 
von Menschen umfasst.

Quelle: In diesem Policy Brief werden die in der 
IOM Institutional Strategy on Migration, Environ-
ment and Climate Change 2021–2030 aufgeführ-
ten Definitionen verwendet. Die Definitionen sind 
frei ins Deutsche übersetzt. Vgl.: International 
Organization for Migration (IOM), Institutional 
Strategy on Migration, Environment and Climate 
Change 2021–2030. For a comprehensive, 
evidence and rights-based approach to migration 
in the context of environmental degradation, 
climate change and disasters, for the benefit 
of migrants and societies, Genf, Oktober 2021: 
https://environmentalmigration.iom.int/resources/

institutional-strategy-migration-environment-and-

climate-change-2021-2030-english-french-spanish-

arabic (abgerufen am 03.03.2023).

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/04/ukraine-council-introduces-temporary-protection-for-persons-fleeing-the-war/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/03/04/ukraine-council-introduces-temporary-protection-for-persons-fleeing-the-war/
https://environmentalmigration.iom.int/resources/institutional-strategy-migration-environment-and-climate-change-2021-2030-english-french-spanish-arabic
https://environmentalmigration.iom.int/resources/institutional-strategy-migration-environment-and-climate-change-2021-2030-english-french-spanish-arabic
https://environmentalmigration.iom.int/resources/institutional-strategy-migration-environment-and-climate-change-2021-2030-english-french-spanish-arabic
https://environmentalmigration.iom.int/resources/institutional-strategy-migration-environment-and-climate-change-2021-2030-english-french-spanish-arabic
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verheerenden Erdbeben in der Türkei und in Syrien 
in der Diskussion. Eine Entscheidung für Betroffene 
geophysischer Naturkatastrophen könnte wegwei-
send für wetterbedingte Extreme werden.22

DIE PERSPEKTIVE DER 
FEMINISTISCHEN AUSSENPOLITIK

Feministische Perspektiven fordern einen Per-
spektivwechsel, der menschliche Sicherheit in-
tersektional betrachtet und Klimagerechtigkeit 
berücksichtigt.23 24 Denn Vertreibung durch den Kli-
mawandel ist Konsequenz einer Übernutzung natür-
licher Ressourcen vorwiegend in Industriestaaten 
zugunsten von oft nicht marginalisierten, teils  
weißen Personen, die insbesondere zu Lasten von  
BIPOC (Black, Indigenous, and People of Color) in 
Entwicklungsländern geht. 

Die von der Bundesregierung gesetzte feministische 
Außen- und Entwicklungspolitik hat somit Konse-
quenzen für den Umgang mit klimabedingter Mig-
ration.25 Politische Entscheidungsprozesse sollten 
demnach die Bedürfnisse vulnerabler Gruppen be-
rücksichtigen, die von klimatischen Veränderungen 
besonders betroffen sind. Mit der Initiative des „Glo-
bal Shields“, dem globalen Schutzschirm gegen Kli-
marisiken, hat die Bundesregierung einen wichtigen 
Vorstoß gemacht, der weiter ausgestaltet werden 
muss. Eine intersektional verstandene menschliche 
Sicherheit setzt voraus, dass in der Projektplanung 
und -durchführung insbesondere Personen konsul-
tiert werden, die marginalisiert werden, etwa Men-
schen mit körperlichen Beeinträchtigungen, Kinder, 
LGBTQI+-Personen, Frauen und gerade Personen, 
die multiple Diskriminierungen erfahren.26

22   Vgl. Corina Cretu et al., Parliamentary question on the Activation of the Temporary Protection Directive in response to the devastating earthquake in 
Turkey, Europäisches Parliament, 17.02.2023: https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/P-9-2023-000515_EN.html  
(abgerufen am 03.03.2023).

23   Der Begriff “Intersektionalität” geht auf die US-amerikanische Juristin Kimberlé Crenshaw zurück und beschreibt die Verstärkung individueller 
Diskriminierungserfahrungen, sofern eine Person gleich mehrere Diskriminierungsmerkmale in sich vereint. Crenshaw reagierte damit auf 
Entscheidungen des US Supreme Courts, in denen Schwarzen Frauen eine im Vergleich zu Frauen gesteigerte Diskriminierungserfahrung abgesprochen 
wurde. Vgl. Kimberlé Crenshaw, Demarginalizing the Intersection of Race and Sex: A Black Feminist Critique of Antidiscrimination Doctrine, Feminist 
Theory and Antiracist Politics, University of Chicago Legal Forum, 1989, S. 139–67: https://scholarship.law.columbia.edu/faculty_scholarship/3007 
(abgerufen am 03.03.2023).

24   Vgl. Sandeep Sengupta, Climate change, international justice and global order, International Affairs, Volume 99, Issue 1, January 2023, S. 121–140: 
https://doi.org/10.1093/ia/iiac264 (abgerufen am 03.03.2023).

25   Dies betont auch das Auswärtige Amt in seinen Leitlinien zur Feministischen Außenpolitik, siehe: Leitlinien Feministische Außenpolitik, 01.03.2023, S. 
46 f.: https://www.auswaertiges-amt.de/blob/2585008/d444590d5a7741acc6e37a142959170e/ll-ffp-data.pdf (abgerufen am 16.03.2023).

26   Vgl. Columba Achilleaos-Sarll et al., The Past, Present, and Future(s) of Feminist Foreign Policy, International Studies Review, Januar 2023 , S. 1-29: 
https://academic.oup.com/isr/article/25/1/viac068/6998525 (abgerufen am 03.03.2023).

27   Vgl .United Nations Environment Programme, Adaptation Gap Report 2022: Too Little, Too Late - Climate adaptation failure puts world at risk, Nairobi, 
November 2022: https://www.unep.org/resources/adaptation-gap-report-2022 (abgerufen am 03.03.2023).

28   Vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Germany increases climate finance for developing and emerging 
economies – 2021 commitments totalled 5.34 billion euros, Pressemitteilung, 20.10.2022:  
https://www.bmz.de/en/news/press-releases/germany-increases-climate-finance-in-2021-125994 (abgerufen am 03.03.2023).

29   Vgl. ebd.

30   Vgl. International Committee of the Red Cross, World Bank, Working together to adress obstacles to climate fincance in conflict and fragile setting: 
Discussion paper for a virtual expert roundtable, 2021: https://www.icrc.org/sites/default/files/topic/file_plus_list/discussion_paper_on_climate_
finance_0.pdf. (abgerufen am 03.03.2023); United Nations Environment Programme, Adaptation Gap Report 2022: Too Little, Too Late - Climate 
adaptation failure puts world at risk, Nairobi, November 2022: https://www.unep.org/resources/adaptation-gap-report-2022  
(abgerufen am 03.03.2023).

EMPFEHLUNGEN FÜR DIE 
DEUTSCHE KLIMAAUSSENPOLITIK

Zusammenfassend ist es entscheidend, den Schutz 
von Klimageflüchteten zu stärken und ihre Situation 
rechtlich zu verbessern. Politik und Fachleute sollten 
sowohl auf internationaler Ebene als auch innerhalb 
der EU den politischen Willen auf bringen, siche-
re und gerechte Migrationsregelungen zu schaffen. 
Eine intersektional verstandene menschliche Si-
cherheit sollte dabei im Vordergrund stehen, um die 
Bedürfnisse marginalisierter Gruppen in den Fokus 
zu rücken und somit einen inklusiven und gerechten 
Ansatz in der Bewältigung klimabedingter Migration 
zu gewährleisten. Die folgenden Empfehlungen die-
nen zur Umsetzung.

1. Verschiedene Finanzierungsinstrumente nutzen 
und gezielt für vulnerable Gruppen einsetzen

Die Bundesregierung sollte sich für die Schließung 
der steigenden weltweiten Finanzierungslücke von 
Anpassungsmaßnahmen an die wachsenden Folgen 
des Klimawandels einsetzen.27 Neben Optionen vor 
Ort sollte menschliche Mobilität im Kontext des Kli-
mawandels auch als eine Anpassungsstrategie ver-
standen und unterstützt werden.28 Dies sollte auch 
im Rahmen des „Global Shields“ Beachtung finden,  
etwa durch flexible Versicherungslösungen für Per-
sonen, die nicht mehr in den betroffenen Gebieten 
bleiben können. Initiativen wie die „Platform on Di-
saster Displacement“, das „Global Centre for Climate 
Mobility“ und das „Internal Displacement Monitoring 
Centre“ können hierbei wichtige Expertise zu Guten 
Praktiken und Standards beitragen, um entsprechen-
de Programmlinien zu entwickeln.29 30 
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Die Finanzierung der Anpassung in Städten an 
der Schnittstelle von Klima und Migration ist be-
grenzt und sollte ausgebaut werden.31 Ein Groß-
teil der weltweiten Binnenvertriebenen leben schon 
jetzt in Städten.32 Migration im Kontext des Klima-
wandels wird zum Bevölkerungswachstum in vielen 
Städten in den am wenigsten entwickelten Ländern 
beitragen.33 Mechanismen, mit denen auf die spezi-
fischen Bedarfe von Städten und ihren vulnerablen 
Bevölkerungsgruppen reagiert werden kann, wie der 
vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) unterstützte „Ci-
ty Climate Finance Gap Fund“, oder der „Global Cities 
Fund on Inclusive Climate Action“ des Mayors Migra-
tion Council, sollten deshalb ausgebaut werden.

Wo die Grenzen der Anpassung erreicht werden, 
braucht es Unterstützung der gefährdeten Bevölke-
rung bei geplanter Umsiedlung oder Migration. Das 
Wissen über die Risiken und Folgen des Klimawandels, 
sollte gefördert und Betroffenen zugänglich gemacht 
werden, damit diese informierte Anpassungsentschei-
dungen treffen können. Eine frühzeitig geplante Um-
siedlung kann Schäden und Verluste verringern. Es 
bedarf eines Zusammenspiels verschiedener Finan-
zierungsmechanismen – von humanitärer Hilfe über 
Treuhandfonds für einzelne Regionen oder Länder bis 
hin zu Anleihen oder Sonderziehungsrechten beim In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) – um Länder und 
Betroffene dabei zu unterstützen, erlittene Schäden 
und Verluste zu adressieren.

2. Klima- und Arbeitsmigration zusammendenken

Arbeitsmigration sollte als pragmatischer Schritt 
hin zu regulären, sicheren und geordneten Migrati-
onswegen besonders vom Klimawandel betroffenen 
Menschen ermöglicht werden. Eine Komponente zu 
Ausbildung und Mobilität von Arbeitskräften könnte 
ebenso in den entstehenden „Just Energy Transition 
Partnerships“ aufgenommen werden. 

Klimaaußenpolitik als ressortübergreifende Aufgabe 
sollte daher auch die außenpolitische Dimension der 
Migrationspolitik einschließen, die der neue Sonder-
bevollmächtige der Bundesregierung für Migration 
vorantreiben kann.

31   Vgl. C40 Cities Climate Leadership Group, Mayors Migration Council (MMC), Cities, Climate and Migration: The role of cities at the climate-migration 
nexus, April 2021: https://www.c40knowledgehub.org/s/article/Cities-Climate-and-Migration-The-role-of-cities-at-the-climate-migration-
nexus?language=en_US (abgerufen am 03.03.2023).

32   Vgl. United Nations High Commissioner for Refugees, Global Trends Report 2021: Forced Displacement in 2021, Kopenhagen, Juni 2022:  
https://www.unhcr.org/62a9d1494/global-trends-report-2021 (abgerufen am 03.03.2023).

33   Vgl. Siehe bspw. Africa Climate Mobility Initiative, Voices from the Frontlines: https://africa.climatemobility.org/overview (abgerufen am 03.03.2023).

Bestehende Schutzlücken schließen und  
Datenbasis stärken 

Kurzfristig:
Temporären Schutz durch humanitäre Visa  
gewähren

• Die Bundesregierung sollte denjenigen, die aufgrund 
von klimawandelbedingten Naturkatastrophen oder 
Klimafolgen ihren aktuellen Wohnort kurzfristig 
verlassen müssen, unbürokratisch Möglichkeiten 
zur Evakuierung und humanitäre Visa auf 
Kontingentbasis anbieten. 

• Innerhalb der EU sollte sich die Bundesregierung 
für eine Verbesserung des Schutzmechanismus 
der EU-TPD einsetzen und darauf hinwirken, dass 
keine einstimmige Entscheidung des Europäischen 
Rates mehr zur Aktivierung des Schutzmechanis-
mus notwendig ist, sondern ein niedrigschwelliges 
Prozedere. 

Mittelfristig: 
Multilaterale Foren nutzen, Migrationspartnerschaf-
ten anstreben und Datenbasis verbessern

• Die Bundesregierung sollte sich für eine Stär-
kung der Nansen-Agenda einsetzen. Die „Platform 
on Disaster Displacement“ sollte durch ihr Steer-
ing Committee mit einem Umsetzungsbericht 
der Nansen Protection Agenda von 2015 beauf-
tragt werden. Bis 2025 sollten der Stand der 
bisherigen Maßnahmen zur Umsetzung analysiert 
und gegebenenfalls weiterführende Handlungs-
empfehlungen formuliert werden, die etwa auch die 
Behandlung von Binnenvertreibung im Kontext des 
Klimawandels umfassen. 

• Mehr operative Zusammenarbeit und Koordination 
auf regionaler Ebene ist nötig. Die regionalen „Ini-
tiativen Africa Climate Mobility Initiative“, „Greater 
Caribbean Climate Mobility Initiative“ und „Rising 
Nations Initiative“, tragen dazu bei, diese Lücke zu 
füllen. Multi-Stakeholder Partnerschaften erlauben 
auf regionaler Ebene zu einer gemeinsamen strate-
gischen Ausrichtung von Aktivitäten und Prioritäten 
für Finanzierung zu gelangen, wenn Funktionen 
und Aktivitäten zwischen Institutionen zerstreut 

https://www.c40knowledgehub.org/s/article/Cities-Climate-and-Migration-The-role-of-cities-at-the-climate-migration-nexus?language=en_US
https://www.c40knowledgehub.org/s/article/Cities-Climate-and-Migration-The-role-of-cities-at-the-climate-migration-nexus?language=en_US
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sind. Grundlage sollten sowohl wissenschaftliche 
Erkenntnisse als auch zivilgesellschaftliche Pers-
pektiven bilden.

• Daten zur Klimamigration systematisch ver-
bessern. Da die Datenerfassung in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich gehandhabt wird, sind 
vergleichende und zusammenfassende Studien 
schwierig. Datenerhebung sowie -analyse sollten 
durch internationale Standards stärker vereinheit-
licht werden. Das International Forum on Migration 
Statistics, oder das in Berlin ansässige Global Data 
Institute der IOM könnten genutzt werden, um 
Richtlinien für die Erfassung von Klimamigration zu 
erarbeiten, damit langfristig Dateninfrastrukturen 
gestärkt und somit Grundlagen für eine verbesserte 
Zusammenarbeit in diesem Themenbereich gelegt 
werden.

Langfristig: 
Einsatz für sichere und legale Migrationswege – 
innerhalb von Staaten und über Staatsgrenzen 
hinaus

• Die Bundesregierung sollte sich langfristig auf 
der Grundlage der Nansen-Agenda für einen 
völkerrechtlichen Schutzanspruch von Klima-
vertriebenen innerhalb von Staaten und über 
Staatsgrenzen hinaus einsetzen. Der GCM mit sei-
nem International Migration Review Forum bietet 
die Möglichkeit, globale Fortschritte bei der Ermög-
lichung regulärer Wege der Migration, insbesondere 
auch bei klimabedingter Migration, zu diskutieren 
und nachzuhalten. Deutschland sollte sich für die 
Umsetzung der Nansen-Agenda hier und in ande-
ren Foren, wie dem Global Refugee Forum oder 
dem Khartoum Process einsetzen. Dadurch wird 
die Möglichkeit geschaffen, Fortschritte bei der 
Eröffnung regulärer Migrationswege, insbesondere 
auch bei klimabedingter Migration, zu diskutieren 
und nachzuhalten.
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